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Studienplätze 
 

Kirstin Funke: Es muss ein finanziell gangbarer Weg 
gefunden werden, Studienplätze zu schaffen 
 
In ihrer Rede zu Top 14+30 (Ausreichend Studienanfängerplätze für 
Schleswig-Holstein sicherstellen) sagt die hochschulpolitische Sprecherin der 
FDP-Landtagsfraktion, Kirstin Funke: 

„Nachdem vom Bundestag die Aussetzung der Wehrpflicht beschlossen 
wurde, was die FDP-Fraktion schon seit langer Zeit forderte und nun 
ausdrücklich begrüßt, werden unsere Hochschulen und auch das Land 
vor die große Aufgabe gestellt, wie wir mit einer möglicherweise sehr 
sprunghaft ansteigenden Anzahl von Studenten umgehen.“ Schleswig-
Holstein müsse in diesem Jahr mit einem Mehr an 680 Studenten 
ausgehen. Setze man bei der Berechnung pro Student 13.000 Euro an, 
lägen wir – wenn der Bund sich mit 50 Prozent der Kosten pro Student 
beteilige – bei einem finanziellen Mehrbedarf von mehr als 8,5 Millionen 
Euro, so Funke.  
 
„In dieser Woche tagte die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz und hat 
die von Bundesministerin Schavan in Aussicht gestellte Möglichkeit den 
Hochschulpakt II auf die Studenten auszuweiten, die durch die 
Aussetzung der Wehrpflicht an die Hochschulen kommen, bestätigt.“ Das 
sei ein gangbarer Weg, stelle das Land Schleswig-Holstein aber trotzdem 
vor eine schwierige Aufgabe, sagt Funke. Mit diesem geringen Zeitvorlauf 
wolle die FDP-Fraktion nicht schon heute einen mündlichen Bericht zu der 
komplexen Thematik hören. Für den Erkenntnisgewinn sei es sinnvoller, 
dem Wissenschaftsminister noch ein wenig Zeit zu geben um die 
notwendigen Gespräche führen zu können. 
 
„Es darf keinem der Weg zu einem Hochschulstudium verwehrt werden, 
der die Qualifikation dazu erworben hat, aber es bedarf ebenso einer 
nachhaltigen finanziellen Lösung für unser Land.“ Der Ansatz der Grünen, 
die Erhöhung des Steuersatzes der Grunderwerbssteuer um einen Monat 
vorzuverlegen, sei keine nachhaltige Lösung und führe auch schon in 
diesem Jahr nicht zu dem gewünschten Erfolg, erläutert Funke 
abschließend. 
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